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Antrag 

der Fraktion der SPD und der Fraktion der PDS 

Programm „Weg von fossilen Energieträgern - Umweltschutz schafft Arbeit“ 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 
 
Der Senat wird aufgefordert, ein Programm „Weg von fossi-
len Energieträgern - Umweltschutz schafft Arbeit“ bis zum 
31.03.2006 zu beschließen. Das Programm soll über die bishe-
rigen Maßnahmen zur Nutzung von erneuerbaren Energien 
und Steigerung der Energieeffizienz deutlich hinausgehen und 
hierdurch einen deutlichen Impuls für die regionale Bauwirt-
schaft und das Handwerk geben. Das Programm soll in der 
Öffentlichkeit bekannt gemacht werden, um so möglichst viele 
Unternehmen und Privathaushalte zur Nachahmung zu ermun-
tern. Dem Abgeordnetenhaus ist jährlich über die Umsetzung 
zu berichten.   
 
Das Programm soll u.a. die folgenden Maßnahmen beinhalten: 
 
• Wärmeschutzsanierung der öffentlichen Gebäude:   

Ausschöpfung des Umweltentlastungs- und Kostenentlas-
tungsprogramms für öffentliche Einrichtungen. Nicht ver-
ausgabte Wirtschaftsfördermittel sind nach Möglichkeit zur 
Wärmesanierung von Gebäuden zu verwenden. Bei Ab-
schluss von Contractingverträgen ist eine Wärmeschutz-
sanierung vorzusehen. Hierbei ist zu prüfen, inwieweit 
auch Mittel des Umweltentlastungsprogramms eingesetzt 
werden können.  
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• Wärmeschutzsanierung des Berliner Gebäude-

bestandes:  Über die Aufsichtsräte und alle ande-
ren Einflussmöglichkeiten ist dafür Sorge zu tra-
gen, dass die Wohnungsbaugesellschaften und 
öffentlichen Einrichtungen im Zuge von Arbeiten 
an den Fassaden ihrer Gebäude zugleich eine 
Wärmeschutzsanierung durchführen, so dass an-
schließend die Wärmeschutzstandards für Neu-
bauten der jeweils gültigen Wärmeschutzverord-
nung eingehalten werden können. Für diese 
Maßnahmen sind die Förderprogramme des Bun-
des wahrzunehmen, hierbei sollen sich so viele 
Wohnungsbaugesellschaften wie möglich an dem 
Modellvorhaben „Niedrigenergiehaus im Be-
stand“ beteiligen. Im Mietwohnungsbestand sind 
die Modernisierungsanteile mietwirksam umzu-
legen mit dem Ziel, die erwarteten Warmmiete-
steigerungen auf ein sozial verträgliches Maß zu 
begrenzen. Die privaten Immobilienbesitzer sind 
verstärkt über die Vorteile einer Wärmeschutzsa-
nierung und die Förderprogramme des Bundes zu 
informieren. 

• Solares Bauen zum Standard machen:   
Der Senat soll in Absprache mit den Bezirken 
energiesparende, insbesondere solare Baupflich-
ten nach dem Hamburger Vorbild in die Bebau-
ungspläne aufnehmen. Darüber hinaus soll der 
Senat einen Entwurf für ein novelliertes Landes-
energieeinspargesetz ins Abgeordnetenhaus ein-
bringen, das z.B. eine Baupflicht für thermische 
Solaranlagen auf Gebäudeneubauten mit Warm-
wasserbedarf vorsieht. Das Gleiche soll für 
Wohnbauten gelten, die umfassend instand ge-
setzt oder modernisiert werden. Hiermit soll 
künftig mindestens ein Drittel des Warmwasser-
bedarfs über thermische Solaranlagen gedeckt 
werden. Die Fördermittel des Bundes sind in An-
spruch zunehmen. Im Mietwohnungsbestand sind 
die Modernisierungsanteile mietwirksam umzu-
legen mit dem Ziel, die erwarteten Warmmiete-
steigerungen auf ein sozial verträgliches Maß zu 
begrenzen.  

• Berliner Verwaltung als Vorreiter für energie-
effiziente Produkte:   
Die Ausführungsvorschriften für umweltfreund-
liche Beschaffungen und Auftragsvergabe nach 
der Verdingungsordnung für Leistungen (AVUm 
VOL) sind dahin gehend zu aktualisieren, dass 

künftig nur noch die energieeffizientesten Pro-
dukte zum Einsatz kommen. Bei der Anschaf-
fung von Elektrogeräten sind die jeweils energie-
effizientesten Geräte zu beziehen (nie unter A+). 
Alle öffentlichen Einrichtungen sollen ab dem 
Jahr 2007 nur noch Pkw beschaffen, die im 
Stadtzyklus weniger als 6,5 Liter Kraftstoff auf 
100 km verbrauchen, ab dem Jahr 2009 5,5 
l/100km und ab dem Jahr 2011 5,0 l/100 km. Für 
die Anschaffung von Lkw ist ein analoges Ziel-
system zu verabschieden.   

• Energieeffizienz in Bildung, Ausbildung und 
Öffentlichkeit:   
Der Senat soll das Thema Energieeffizienz und 
die Nutzung erneuerbarer Energieträger verstärkt 
in der Erstellung von Rahmenplänen verankern 
und alle Möglichkeiten der Information der Öf-
fentlichkeit nutzen, um auf die Potentiale des 
verminderten Energieverbrauchs durch persönli-
ches Verhalten hinzuweisen (Heizen und Lüften 
sowie Kochen und Fahrweise).  

 

Begründung: 
 

Die zu erwartende weitere Steigerung der Energie-
preise und die Auswirkungen der Klimaveränderung 
lassen Investitionen zur Steigerung der Energieeffi-
zienz und des verstärkten Einsatzes erneuerbarer 
Energieträger dringend geboten erscheinen. Gleich-
zeitig kann hierdurch ein Impuls für selektives 
Wachstum und Beschäftigung in der Region gege-
ben werden. Das in diese Bereiche investierte Geld 
fließt nicht in die erdöl- oder gasfördernden Länder, 
sondern in die regionale Bauwirtschaft und erhöht 
somit die lokale Wertschöpfung. Hiermit werden 
zukunftsfähige Arbeitsplätze geschaffen und gleich-
zeitig beispielgebende Beiträge zur Verminderung 
der Treibhausgasemissionen geleistet. Die Investiti-
onen finanzieren sich durch die eingesparten Ener-
giekosten. Die bereits eingeleiteten Maßnahmen des 
Senats hierzu sollen durch die vorliegenden Maß-
nahmen weiterentwickelt werden. 
 
Berlin, den 28. Oktober 2005 

Müller    Buchholz   Prof. Dr. Rogall 
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und die übrigen Mitglieder der Fraktion der SPD 

Liebich   Hinz 
und die übrigen Mitglieder  

der Fraktion der Linkspartei.PDS 


